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1. Instanz

Aktenzeichen S 62 AL 1452/02
Datum 12.03.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 AL 34/03
Datum 05.11.2004

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 12.
MÃ¤rz 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat auch die auÃ�ergerichtlichen
Kosten des KlÃ¤gers im Berufungsverfahren zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Bewilligung von Arbeitslosengeld ab dem 1. Januar
2002.

Der 1957 geborene KlÃ¤ger war vom 1. April 1993 bis zum 31. MÃ¤rz 1997 als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der L Berlin tÃ¤tig. Vom 1. April 1997 bis zum 31. MÃ¤rz
1998 war er als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der A/ L GmbH beschÃ¤ftigt. Seit dem 1.
April 1998 war der KlÃ¤ger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der S Bauten GmbH. Bis zum 25.
Januar 1999 wurden fÃ¼r diese TÃ¤tigkeit BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung
abgefÃ¼hrt. Im Zuge der Umwandlung der S Bauten GmbH in die S Bauten AG
wurde der KlÃ¤ger ab dem 26. Januar 1999 Vorstandsmitglied der Firma.

Am 20. Juni 2001 kÃ¼ndigte die S Bauten AG den Anstellungsvertrag mit dem
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KlÃ¤ger zum 31. Dezember 2001. Am 4. Dezember 2001 meldete der KlÃ¤ger sich
bei der Beklagten arbeitslos und beantragte die Bewilligung von Arbeitslosengeld ab
dem 1. Januar 2002. Mit Bescheid vom 17. Januar 2002 lehnte die Beklagte diesen
Antrag ab, weil der KlÃ¤ger innerhalb der Rahmenfrist von drei Jahren vor dem 1.
Januar 2002 nicht mindestens 12 Monate in einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis
gestanden habe. In seinem hiergegen erhobenen Widerspruch vom 4. Februar 2002
machte der KlÃ¤ger geltend, jahrelang sozialversicherungspflichtig tÃ¤tig gewesen
zu sein, so noch in seiner Eigenschaft als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bei der S Bauten
GmbH ab dem 1. April 1998. Zwar habe er im Dreijahreszeitraum 1. Januar 1999 bis
31. Dezember 2001 nicht 12 Monate in einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis
gestanden, doch sei die Sonderregelung in Â§ 124 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 SGB III zu
beachten, wonach Zeiten einer mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassenden
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit nicht in die Rahmenfrist eingerechnet wÃ¼rden. Unter
Beachtung dieser Vorschrift habe er die Anwartschaftszeit ohne weiteres erfÃ¼llt.
Mit Bescheid vom 25. Februar 2002 wies die Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck.
Zur BegrÃ¼ndung heiÃ�t es in dem Bescheid im Wesentlichen, am 1. Januar 2002
habe der KlÃ¤ger zwar die sonstigen Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r die
Bewilligung von Arbeitslosengeld erfÃ¼llt, doch es bleibe dabei, dass er innerhalb
der dreijÃ¤hrigen Rahmenfrist lediglich 25 Tage in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden habe. Seine ab dem 26. Januar 1999
bestehende TÃ¤tigkeit als Vorstandsmitglied der S Bauten AG kÃ¶nne nicht als
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit angesehen werden. Er habe nÃ¤mlich nicht in
persÃ¶nlicher UnabhÃ¤ngigkeit zur S Bauten AG gestanden und sei in
wirtschaftlicher Verantwortung fÃ¼r diesen Arbeitgeber tÃ¤tig gewesen.
SelbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit im Sinne von Â§ 118 SGB III zeichne sich aber durch
eigene wirtschaftliche Verantwortung und persÃ¶nliche UnabhÃ¤ngigkeit aus.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 26. MÃ¤rz 2002 Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung
hat er sein Vorbringen aus dem Widerspruch vertieft. Mit Urteil vom 12. MÃ¤rz 2003
hat das Sozialgericht Berlin der Klage stattgegeben und die Beklagte unter
Aufhebung des entgegenstehenden Bescheides verurteilt, dem KlÃ¤ger ab dem 1.
Januar 2002 Arbeitslosengeld zu zahlen. Zur BegrÃ¼ndung, wegen deren
Einzelheiten auf die Gerichtsakte Bezug genommen wird, hat das Sozialgericht im
Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Zutreffend habe die Beklagte entschieden, dass der
KlÃ¤ger in der dreijÃ¤hrigen Rahmenfrist nach Â§ 124 Abs. 1 SGB III die
12-monatige Anwartschaftszeit nicht erfÃ¼lle, denn innerhalb dieses Zeitraums
habe er lediglich â�� vom 1. bis zum 25. Januar 1999 â�� fÃ¼r 25 Tage in einem
beitragspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden; die Mitglieder des
Vorstands einer Aktiengesellschaft seien nÃ¤mlich nach Â§ 27 Abs. 1 Nr. 5 SGB III
versicherungsfrei. Die Beklagte habe jedoch verkannt, dass der KlÃ¤ger sich zu
Recht auf die VerlÃ¤ngerung der Rahmenfrist nach Â§ 124 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 SGB
III berufen kÃ¶nne. Bei seiner VorstandstÃ¤tigkeit fÃ¼r die S Bauten AG habe es
sich um eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit gehandelt. HierfÃ¼r spreche Â§ 76 Abs. 1
des Aktiengesetzes, wonach der Vorstand die Aktiengesellschaft unter eigener
Verantwortung zu leiten hat. AuÃ�erdem habe das Bundessozialgericht in einem
Urteil vom 22. April 1987 (10 RAr 6/86) ausgefÃ¼hrt, dass Vorstandsmitglieder von
Aktiengesellschaften keinen Anspruch auf Konkursausfallgeld hÃ¤tten und dazu
erklÃ¤rt, dass ein Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft nur zur Leistung
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selbstÃ¤ndiger Dienste verpflichtet sei. Diese AusfÃ¼hrungen betrÃ¤fen zwar
Abgrenzungsmerkmale zum Beitragsrecht, seien zur Ã�berzeugung des Gerichts
aber ohne weiteres auf die Abgrenzungsmerkmale zur Arbeitnehmereigenschaft
Ã¼bertragbar. Weil der KlÃ¤ger daher innerhalb der verlÃ¤ngerten Rahmenfrist
mindestens 12 Monate versicherungspflichtig tÃ¤tig gewesen sei und auch die
Ã¼brigen Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung von Arbeitslosengeld nach Â§ 117
Abs. 1 SGB III erfÃ¼lle, habe er den mit der Klage geltend gemachten Anspruch.

Gegen das ihr am 19. Mai 2003 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 19. Juni 2003
Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie im Wesentlichen erklÃ¤rt: Die
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als Vorstandsmitglied der S Bauten AG habe nicht die
notwendigen Merkmale der SelbstÃ¤ndigkeit erfÃ¼llt. Â§ 27 Abs. 1 Nr. 5 SGB III
bestimme nur, dass die Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellschaft
versicherungsfrei seien. Ã�ber die SelbstÃ¤ndigkeit ihrer TÃ¤tigkeit enthalte diese
Vorschrift keine Aussage.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 12. MÃ¤rz 2003 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das mit der Berufung angegriffene Urteil des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend
und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor, die Beklagte interpretiere den Begriff der
SelbstÃ¤ndigkeit zu eng. Der Sinn von Â§ 124 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 SGB III bestehe im
Ã�brigen darin, die Anwartschaftszeit fÃ¼r einen Betroffenen zu erhalten, der im
weiteren Sinne selbstÃ¤ndig tÃ¤tig gewesen sei. Es solle verhindert werden, dass
die Aufnahme einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit den Verlust der womÃ¶glich lange
angedienten Anwartschaften verursacht. Dass ein Vorstandsmitglied einer
Aktiengesellschaft einem gewerblichen Unternehmer gleichstehe, kÃ¶nne ernstlich
nicht in Zweifel gezogen werden, wie sich etwa aus den entsprechenden
Regelungen im Betriebsverfassungsgesetz ergebe. Die Regelung u.a. in Â§ 27 Abs.
1 Nr. 5 SGB III unterstÃ¼tze dies folgerichtig. Die Auffassung der Beklagten
erscheine allzu interessengetragen. Sie fÃ¼hre zu dem unbilligen Ergebnis, dass
der langjÃ¤hrig versicherungspflichtig tÃ¤tig gewesene KlÃ¤ger durch seine
TÃ¤tigkeit als Vorstand der Aktiengesellschaft seine Anwartschaften verliere.

Wegen des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird im Ã�brigen auf
den Inhalt der Gerichtsakte und der Leistungsakte der Beklagten (Kunden-Nummer )
Bezug genommen, der, soweit wesentlich, Gegenstand der ErÃ¶rterungen in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung und der Entscheidungsfindung war.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist nicht begrÃ¼ndet. Die Entscheidung des

                               3 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/117.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/117.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/27.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/124.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/27.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/27.html


 

Sozialgerichts vom 12. MÃ¤rz 2003 beurteilt die Sach- und Rechtslage zutreffend.
Der KlÃ¤ger hat Anspruch auf Bewilligung von Arbeitslosengeld ab dem 1. Januar
2002.

Nach Â§ 117 Abs. 1 SGB III (i.d.F. d. Job-AQTIV-Gesetzes v. 10. Dezember 2001, 
BGBl. I S. 3443, in Kraft seit 1. Januar 2002) haben Anspruch auf Arbeitslosengeld
Arbeitnehmer, die (1.) arbeitslos sind, (2.) sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet
und (3.) die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt haben.

Der KlÃ¤ger hat die Anspruchsvoraussetzungen des Â§ 117 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 SGB
III erfÃ¼llt. Er hat sich am 4. Dezember 2001 persÃ¶nlich arbeitslos gemeldet und
er war arbeitslos, da er vorÃ¼bergehend nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
stand und eine versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich
umfassende BeschÃ¤ftigung suchte (vgl. Â§ 117 Abs. 1 Nr. 1 i.V. m. Â§ 118 Abs. 1
SGB III).

Der KlÃ¤ger hat zum 1. Januar 2002 auch die Anwartschaftszeit im Sinne des Â§ 117
Abs. 1 Nr. 3 SGB III erfÃ¼llt. Nach Â§ 123 Satz 1 SGB III hat die Anwartschaftszeit
erfÃ¼llt, wer in der Rahmenfrist (Nr. 1.) mindestens 12 Monate in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden hat.

Nach Â§ 124 Abs. 1 SGB III (in der hier maÃ�geblichen Fassung des Job-AQTIV-
Gesetzes) betrÃ¤gt die Rahmenfrist drei Jahre und beginnt mit dem Tag vor der
ErfÃ¼llung aller sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf
Arbeitslosengeld. In die Rahmenfrist werden nach Â§ 124 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 SGB III
nicht eingerechnet Zeiten einer mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassenden
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit. Die Rahmenfrist endet im Falle des Â§ 124 Abs. 3 Nr. 3
SGB III spÃ¤testens nach fÃ¼nf Jahren seit ihrem Beginn (Â§ 124 Abs. 3 Satz 2 SGB
III).

Vorliegend reicht die dreijÃ¤hrige Rahmenfrist nach Â§ 124 Abs. 1 SGB III vom 1.
Januar 1999 bis zum 31. Dezember 2001. In diesem Zeitraum stand der KlÃ¤ger nur
25 Tage, nÃ¤mlich vom 1. bis zum 25. Januar 1999 in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis in Form seiner TÃ¤tigkeit als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
fÃ¼r die S Bauten GmbH. Ab dem 26. Januar 1999 war er Mitglied des Vorstandes
der S Bauten AG und als solches versicherungsfrei in der Arbeitslosen- wie etwa
auch in der Rentenversicherung (vgl. Â§ 27 Abs. 1 Nr. 5 SGB III, Â§ 1 Satz 4 SGB VI).
Nach Â§ 124 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 SGB III ist die Rahmenfrist jedoch auf fÃ¼nf
Jahre zu erweitern, denn auch zur Ã�berzeugung des Senats war der KlÃ¤ger als
Vorstand der S Bauten AG selbstÃ¤ndig tÃ¤tig. In diesem FÃ¼nfjahreszeitraum (1.
Januar 1997 bis zum 31. Dezember 2001) stand er â�� was auch die Beklagte nicht
bestreitet â�� vom 1. MÃ¤rz 1997 bis 25. Januar 1999 in
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnissen, mithin mehr als zwÃ¶lf Monate.

Es entspricht gefestigter hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung, eine TÃ¤tigkeit als
Vorstand einer Aktiengesellschaft in der Regel als "selbstÃ¤ndig" im Sinne des
Sozialversicherungsrechts anzusehen (vgl. hierzu und zum folgenden BSG, Urteil
vom 14. Dezember 1999, B 2 U 38/98 R, SozR 3-2200 Â§ 539 Nr. 48, mit
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umfangreichen weiteren Nachweisen zur Rechtsprechung des BSG). "SelbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit" ist zu unterscheiden von "BeschÃ¤ftigung" bzw. "nichtselbstÃ¤ndiger
Arbeit". BeschÃ¤ftigung ist nach der Legaldefinition des Â§ 7 Abs. 1 SGB IV, der
fÃ¼r sÃ¤mtliche Bereiche der Sozialversicherung gilt, die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Danach ist Arbeitnehmer, wer von einem
Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Die persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit stellt das
wesentliche, das charakteristische Merkmal des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses dar.
PersÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit bedeutet Eingliederung in den Betrieb und
Unterordnung unter das Weisungsrecht des Arbeitgebers, insbesondere in Bezug
auf Zeit, Dauer und Ort der ArbeitsausfÃ¼hrung. Das Weisungsrecht kann
allerdings besonders bei Diensten hÃ¶herer Art erheblich eingeschrÃ¤nkt und zur
"funktionsgerecht dienenden Teilhabe am ArbeitsprozeÃ� verfeinert" sein. Es darf
aber nicht vollstÃ¤ndig entfallen. Kennzeichnend fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit sind demgegenÃ¼ber das eigene Unternehmerrisiko, die
VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die MÃ¶glichkeit, frei
Ã¼ber Arbeitsort und Arbeitszeit zu verfÃ¼gen. Eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit kann
auch im Rahmen eines freien Dienstvertrages im Sinne des bÃ¼rgerlichen Rechts
ausgeÃ¼bt werden. In ZweifelsfÃ¤llen kommt es darauf an, welche Merkmale
Ã¼berwiegen, was nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalles zu beurteilen ist.

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben sind Vorstandsmitglieder einer AG bei TÃ¤tigkeiten fÃ¼r
das Unternehmen, dessen Vorstand sie angehÃ¶ren, in der Regel keine
BeschÃ¤ftigten im Sinne der Legaldefinition des Â§ 7 Abs. 1 SGB IV, die fÃ¼r alle
Bereiche der Sozialversicherung gilt. Das ergibt sich im wesentlichen aus den
Regelungen des Aktiengesetzes, das die TÃ¤tigkeit der Vorstandsmitglieder als
nicht abhÃ¤ngig geregelt hat. So hat der Vorstand gemÃ¤Ã� Â§ 76 Abs. 1 AktG die
Gesellschaft unter eigener Verantwortung zu leiten. Ihm obliegt die
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung (Â§ 77 Abs. 1 AktG) und die Vertretungsbefugnis nach auÃ�en
(Â§ 78 AktG), die nicht beschrÃ¤nkt werden kann (Â§ 82 Abs. 1 AktG). Den
Vorstandsmitgliedern kann fÃ¼r ihre TÃ¤tigkeit eine Beteiligung am Gewinn
gewÃ¤hrt werden. Ihre GesamtbezÃ¼ge (Gehalt, Gewinnbeteiligungen,
AufwandsentschÃ¤digungen, Versicherungsentgelte, Provisionen und
Nebenleistungen jeder Art) mÃ¼ssen in einem angemessenen VerhÃ¤ltnis zu den
Aufgaben des Vorstandsmitglieds und zur Lage der Gesellschaft stehen (Â§ 87 Abs.
1 AktG). Sie unterliegen keinen Weisungen durch den Aufsichtsrat. Dieser hat
vielmehr lediglich eine Ã�berwachungsfunktion (Â§ 111 Abs. 1 AktG). Nach Â§ 111
Abs. 4 AktG kÃ¶nnen dem Aufsichtsrat MaÃ�nahmen der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung nicht
Ã¼bertragen werden (Satz 1); er oder die Satzung kÃ¶nnen lediglich bestimmen,
dass bestimmte Arten von GeschÃ¤ften nur mit seiner Zustimmung vorgenommen
werden dÃ¼rfen (Satz 2); bei Verweigerung der Zustimmung kann der Vorstand
verlangen, dass die Hauptversammlung Ã¼ber die Zustimmung beschlieÃ�t (Satz
3). Auch die Hauptversammlung kann Ã¼ber die dem Vorstand obliegenden Fragen
der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung nur entscheiden, wenn dieser es verlangt (Â§ 119 Abs. 2
AktG). SchlieÃ�lich kann ein Vorstandsmitglied nur bei Vorliegen eines wichtigen
Grundes abberufen werden (Â§ 84 Abs. 3 Satz 1 AktG).

Das Vorstandsmitglied einer AG ist auch nicht wie ein abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter in
den Betriebsablauf des Unternehmens eingeordnet, denn selbst wenn es sich bei
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seiner TÃ¤tigkeit nach den organisatorischen und funktionalen Regeln des
Unternehmens richtet, verhÃ¤lt es sich nicht anders als ein Unternehmer in seinem
Betrieb. Wie dieser hat das Vorstandsmitglied die genannten Regeln entweder
selbst aufgestellt oder zumindest an deren Aufstellung oder Beibehaltung
entscheidend mitgewirkt. Soweit die HandlungsmÃ¶glichkeiten des Vorstandes im
Ã¼brigen begrenzt sind, beruht dies nicht auf Einzelanordnungen, sondern auf
generell-abstrakten Leitlinien (Gesetz, Satzung, BeschlÃ¼sse der
Hauptversammlung), deren Beachtung zur Erreichung des mit der TÃ¤tigkeit
verbundenen Ziels notwendig ist. Auch der Umstand, dass das Unternehmerrisiko
beim Vorstandsmitglied nur im Rahmen des Â§ 87 Abs. 1 AktG und bei
Gewinnbeteiligung (Â§ 86 AktG) vorhanden ist, schlieÃ�t seine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit nicht aus, weil auch bei einem nicht versicherungspflichtigen
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH, der einen die SperrminoritÃ¤t
sichernden Anteil am Stammkapital hat, die GmbH grundsÃ¤tzlich nur mit ihrem
GesellschaftsvermÃ¶gen haftet (Â§ 13 Abs. 2 GmbHG).

FÃ¼r den Senat ist nichts ersichtlich, was eine Abweichung von dieser Regel
gebieten wÃ¼rde. Die Ã¼beraus knappe BegrÃ¼ndung der Berufung durch die
Beklagte gibt keinen Anlass, hier noch nÃ¤her in die Tiefe zu gehen, denn weder
berÃ¼cksichtigt sie die einschlÃ¤gige hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung, noch
arbeitet sie fÃ¼r den Einzelfall des KlÃ¤gers irgendwelche Besonderheiten heraus.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der
Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.02.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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